
Unbekanntheit des Aufenthalts auf „mittelbare oder 
unmittelbare EinuArkung der Kriegsverhältnisse“ 
(Art. 3 Ziff. 1) zurückzuführen ist. Im Falle der 
ersteren wäre das Verfahren nach der Klagezustellung 
in jedem Falle gem. Art. 1 Abs. 1  unterbrochen, im 
Falle der letzteren kann das Gericht von Amts wegen 
das Ruhen des Verfahrens anordnen, sich also schon bei 
der Entscheidung über den Antrag auf Bewilligung der 
öffentlichen Zustellung auf den Standpunkt stellen, 
daß es diesen Kurs einzuschlagen beabsichtigt. In 
beiden Fällen kann also dann, wenn mit der Klage­
zustellung eine Frist gewahrt werden soll oder sonst 
ein berechtigtes Interesse an der Klagezustellung (un­
abhängig davon, ob der Prozeß unmittelbar weiter­
geführt werden kann) besteht, die öffentliche Zu­
stellung der Klage bewilligt werden, ohne daß das 
Gericht eine Verletzung der Interessen des Abwesen­
den zu fürchten braucht. Ist aber ein solches Inter­
esse an der Klagezustellung nicht erkennbar, so kann 
bereits für sie die öffentliche Zustellung abgelehnt 
werden, da für die Einleitung eines Prozesses, der un­
mittelbar nach Klagezustellung unterbrochen wird 
oder zum Ruhen kommt, kein Rechtsschutzbedürfnis 
besteht. Eine solche Handhabung gibt gleichzeitig die 
Gewähr dafür, daß die Möglichkeit der öffentlichen 
Zustellung für Klagen gegen flüchtige Naziverbrecher 
oder sonstige Kriminelle, die sich verborgen halten 
— Personen also, die zweifellos nicht unter die Schutz- 
VO fallen — offen bleibt und nicht auch ihnen, wie 
es in der zit. Rechtsprechung geschehen ist9), die 
heutzutage berechtigte Tendenz einer besonderen 
Zurückhaltung bei der Bewilligung der öffentlichen 
Zustellung zugute kommt.

Dir. Dr. Nathan

§§ 828, 802 ZPO
Zur Frage der Forderungspfändung auf Grund eines 

in der sowjetischen Besatzungszone ergangenen Ur­
teils, wenn der Schuldner in der britischen, der Dritt­
schuldner in der sowjetischen Besatzungszone wohnen.

LG Flensburg, Beschluß v. 29. 4.1948 — 5 T 103/48.
Die Gläubigerin hat wegen einer ihr zustehenden 

vollstreckbaren Forderung bei dem AG in Wester­
land den Erlaß eines Pfändungs- und Überweisungs­
beschlusses beantragt, durch welchen der Anspruch 
des Schuldners gegen die Firma K. in Wurzen/Sa. auf 
Herausgabe dort lagernder, dem Schuldner gehöriger 
Kleidungs- und Ausrüstungsstücke gepfändet und die 
Herausgabe der gepfändeten Sachen an einen von 
der Gläubigerin zu beauftragenden Gerichtsvollzieher 
angeordnet werden soll. Der Urkundsbeamte der Ge­
schäftsstelle des AG Westerland hat den Erlaß des 
Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses von der 
Beibringung der Genehmigung der Militärregierung 
abhängig gemacht. Die hiergegen gerichtete Erinnerung 
der Gläubigerin hat das AG durch Beschluß vom 
14. 2.1948 zurückgewiesen. Diesen ihr am 23. 2.1948 
zugestellten Beschluß ficht die Gläubigerin mit der 
am 16. 3.1948 eingegangenen sofortigen Beschwerde an.

Die sofortige Beschwerde ist an sich verspätet. Der 
Gläubigerin war jedoch auf ihren rechtzeitig gestell­
ten Antrag die nachgesuchte Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der Beschwerde­
frist zu gewähren. Der verspätete Eingang der vom
2.3.1948 stammenden Beschwerde ist auf die durch 
die Zonengrenzen bedingten Verzögerungen des Post­
verkehrs, also auf einen unabwendbaren Zufall im 
Sinne von § 233 ZPO zurückzuführen.

Die demnach zulässige sofortige Beschwerde konnte 
jedoch keinen Erfolg haben. Auf Grund einer durch 
Erlaß der Rechtsabteilung des H. Q. der Britischen 
Kontrollkommission des Landes Schleswig Holstein 
v. 7.3:1947 ergangenen Anordnung (SchlHAnz. 1947
S. 87), die für die Gerichte bindend ist, sind bis auf 
weiteres Vollstreckungsaufträge aus der russischen 
Zone innerhalb der britischen Zone nicht durchzu­
führen. Demnach kann der beantragte Pfändungs- und 
Uberweisungsbeschluß, der die Durchführung eines 
Vollstreckungsauftrages darstellen würde, z. Z. nicht 
erlassen werden. Im übrigen wäre aber auch in jedem 
Falle, wie der angefochtene Beschluß zutreffend aus­
führt, die Zwangsvollstreckung auf Grund des Ge-

») Vgl. OLG Hamm a. a. O.
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setzes Nr. 52 der Militärregierung nur mit deren Ge­
nehmigung zulässig. Auch an dieses Gesetz sind die 
deutschen Gerichte der britischen Besatzungszone 
gebunden. i

(Mitgeteilt von Dr. Rudolf Mothes, Leipzig)

A n m e r k u n g  :
Der obige Beschluß verdient lediglich deshalb Beach­

tung, weil er einen wetteren Markstein auf dem Lei­
denswege der Zerreissung des deutschen Rechtskörpers 
durch die Gesetzgebung der Westmächte bedeutet. Der 
gegen die Kontrollratsgesetzgebung verstoßende1) Er­
laß der Britischen Kontrollkommission für Schleswig- 
Holstein war, soweit feststellbar, bisher nur auf Voll­
streckungen angewandt worden, die auf Grund eines 
Titels aus der sowjetischen Besatzungszone in einen in 
Schleswig - Holstein belegenen Vermögensgegenstand 
vorgenommen werden sollten; nunmehr wird mit dem 
Beschluß des LG Flensburg erstmals ein Fall bekannt, 
in dem ein deutsches Gericht seine Mitwirkung an der 
Zwangsvollstreckung sogar dann verweigert, wenn sich 
der Vermögensgegenstand, in den aus einem in der 
Ostzone ergangenen Titel vollstreckt werden soll, in 
der sowjetischen Besatzungszone selbst befindet!

Ob jener Erlaß eine derart weitgehende Auslegung 
rechtfertigt oder ob mit ihm nicht vielmehr, wie es 
nahezuliegen scheint, nur die Verhinderung des Zu­
griffs in das in der britischen Zone, bzw. Schleswig- 
Holstein belegene Vermögen beabsichtigt ist, muß die 
Schleswig-Holstein’sehe Justiz mit ihrer Militärregie­
rung ausmachen; hier kann nur eine Untersuchung 
der Folgen dieser Rechtsprechung in Frage kommen.

Grundlage der deutschen Justizgesetze ist ihr ge­
samtdeutscher Geltungsbereich. Dies zeigt sich in be­
sonderem Maße bei den Zuständigkeitsvorschriften, 
deren stillschweigende Voraussetzung ist, daß von 
allen als zuständig in Frage kommenden Gerichten 
nach dem gleichen Gesetz Recht gesprochen wird. 
Nehmen wir als prägnantes Beispiel den hier inter­
essierenden § 828 ZPO. Daß für den Erlaß von Pfän­
dungsbeschlüssen das AG am. deutschen Wohnort des 
Schuldners ausschließlich (§ 802 ZPO) zuständig ist, 
gleichgültig, an welchem Orte in Deutschland der Gläu­
biger oder der Drittschuldner wohnt, ist für den Gläu­
biger eben nur dann und solange tragbar, als an allen 
diesen Orten das gleiche Recht gilt. Die Vorschrift 
verliert sofort ihre Rechtfertigung, sobald diese Vor­
aussetzung fällt, weil sie dann dazu führen kann — 
und im vorliegenden Falle dazu führt —, den Gläubiger 
rechtlos zu machen.

Solange dabei als Vollstreckungsobjekt Vermögen in 
Frage steht, das sich ebenfalls in „zonenfremdem“ 
Herrschaftsbereich befindet, wird es bei dieser resig­
nierenden Feststellung verbleiben müssen und lediglich 
für den Historiker zu vermerken sein, daß der dem 
Geist der Potsdamer Beschlüsse zuwiderlaufende Erlaß 
der britischen Besatzungsmacht wieder ein Stück zur 
Aufspaltung Deutschlands beigetragen hat. Anders 
liegt die Sache, wenn zwar nicht der Schuldner, aber 
das Vollstreckungsobjekt sich im „Zoneninland“ be­
findet. Hier wird der Richter der Ostzone die Konse­
quenz daraus zu ziehen haben, daß die Schleswig-Hol­
stein’sehen Gerichte dem hiesigen Gläubiger den Rechts­
schutz verweigern und dadurch den Zustand schaffen, 
daß für ihn ein Vollstreckungsgericht nach § 828 ZPO 
überhaupt nicht existiert. Sie kann nur nur darin be­
stehen, daß in a n a l o g e r  A n w e n d u n g  d e s  
§  8 2 8  A b s a t z  2  S a t z  2  Z P O  d a s  n a c h  §  2 3  
Z P O  z u s t ä n d i g e  A G ,  d .  h .  a l s o ,  d a s  A G  
a m  W o h n o r t  d e s  D r i t t s c h u l d n e r s  f ü r  d i e  
F o r d e r u n g s p f ä n d u n g  z u s t ä n d i g  w i r d .

Der weitere Hinweis des Beschlusses auf die nach 
Gesetz Nr. 52 erforderliche Genehmigung der Mil.Reg. 
ist, da diese ja hätte beigebracht werden können, zwar 
nicht grundsätzlicher Natur, jedoch im vorliegenden 
Fall offensichtlich unzutreffend. Das LG übersieht, daß 
es sich hier um die Zwangsvollstreckung in Vermögen 
handelt, das außerhalb des Herrschaftsbereichs des 
Ges. Nr. 52 belegen ist. Wenn nach der in Recht­
sprechung und Literatur der Westzonen allgemein ver­
tretenen Auffassung1 2) die Wirkung der auf Grund der 
sowjetischen Befehle Nr. 12h, 126 durch Gesetz ausge­
sprochenen Enteignungen sich auf das in der Ostzone

1) Vgl. meine Ausführungen in NJ 1947 S. 84 Fußnote 4.
2) Vgl. Schreiber, DRZ 1948 S. 127.


